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Vorlage an den Landrat 2017/097 
 

 

Rechtsgültigkeit der Volksinitiative "JA zu Lehrplänen mit klar definierten Stoffinhalten und 
Themen" 
 

vom 14. März 2017

 
1. Ausgangslage 
Am 27. Oktober 2016 wurde die vorgeprüfte, formulierte Gesetzesinitiative „Ja zu Lehrplänen mit 
klar definierten Stoffinhalten und Themen“ vom 30. Juni 2016 mit 2413 gültigen Unterschriften bei 
der Landeskanzlei eingereicht. Die Verfügung der Landeskanzlei vom 29. November 2016 über 
das Zustandekommen der Initiative erschien im Amtsblatt vom 8. Dezember 2016. 

Mittels Regierungsratsbeschluss vom 6. Dezember 2016 wurde die Bildungs-, Kultur- und Sportdi-
rektion (BKSD) mit der Ausarbeitung der Vorlage an den Landrat für die Behandlung der formulier-
ten Gesetzesinitiative beauftragt. Gemäss § 12a der Verordnung zum Gesetz über die politischen 
Rechte (SGS 120.11) hat die BKSD den Rechtsdienst des Regierungsrates mit der Abklärung der 
Rechtsgültigkeit der Initiativen beauftragt.  

 

2. Wortlaut der Initiativen 
Kantonale Gesetzesinitiative „Ja zu Lehrplänen mit klar definierten Stoffinhalten und The-
men“ 
Wechseln Eltern den Wohnort von A nach B, so ist dies für schulpflichtige Kinder oft mit fachlichen 
Schwierigkeiten verbunden, da die Übereinstimmung des Unterrichtsstoffs zwischen verschiede-
nen Schulen unzureichend ist. Diese Problematik bremst die familiäre Mobilität und damit unsere 
Wirtschaft, der wir unseren Wohlstand verdanken. Es ist daher unerlässlich, im Lehrplan 21 resp. 
im Lehrplan Volksschule Baselland die Stoffinhalte und Themen klar zu definieren. 

Die unterzeichneten, im Kanton Basel-Landschaft stimmberechtigen Personen, stellen, gestützt 
auf § 28 Absätze 1 und 2 KV, das folgende formuliert Begehren:  

I. Das Bildungsgesetz vom 6. Juni 2002 (SGS 640) wird wie folgt geändert: 

§ 7b Stufenlehrpläne für Volksschulen (neu) 
1 Die Stufenlehrpläne der Volksschulen enthalten ausschliesslich Stoffinhalte und Themen. 
Diese sind massgebend. 

2 Kompetenzbeschreibungen werden in einem separaten Anhang zu den Stufenlehrplänen 
aufgenommen und dienen den Lehrpersonen als Hilfestellung. 

II. Sind alle Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieser Änderung erfüllt, so tritt sie mit Be-
ginn des darauf folgenden Schuljahres in Kraft. 
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3. Prüfung der Rechtsgültigkeit der nichtformulierten Volksinitiative 
Kantonale Volksinitiativen sind ausser auf die formellen Voraussetzungen im engeren Sinn (Unter-
schriftenzahl, Gültigkeit der Unterschriften, Wahrung der Frist, Rückzugsklausel), welche durch die 
Landeskanzlei überprüft werden, auch durch den Rechtsdienst des Regierungsrates auf die for-
mellen Voraussetzungen im weiteren Sinn (Grundsätze der Einheit der Form und der Einheit der 
Materie) sowie auf die Übereinstimmung mit höherstufigem Recht und die faktische Durchführbar-
keit hin zu überprüfen. 

Die Prüfung der Rechtsgültigkeit der formulierten Gesetzesinitiative „Ja zu Lehrplänen mit klar de-
finierten Stoffinhalten und Themen“ erfolgte durch den Rechtsdienst des Regierungsrates mittels 
Prüfungsbericht vom 2. Februar 2017. 

Das Erfordernis der Einheit der Form ist mit vorliegender Initiative erfüllt, da das Begehren einheit-
lich in der Form der formulierten Gesetzesinitiative gehalten ist; namentlich soll laut dem Initiativ-
text mit Hilfe der Initiative das kantonale Bildungsgesetz vom 6. Juni 2002 (BildG) mit einem neuen 
§ 7b betreffend Stufenlehrpläne für die Volksschule ergänzt werden. 

Ebenfalls beurteilt der Rechtsdienst des Regierungsrats das Erfordernis der Einheit der Materie als 
erfüllt. Die vorliegende Initiative spricht sich nur über die Ausgestaltung der Stufenlehrpläne für die 
Volksschule aus. Sie verlangt, dass Stufenlehrpläne vorrangig Stoffinhalte und Themen beinhalten 
sollen und Kompetenzbeschreibungen, als Hilfestellungen für Lehrpersonen, nur in die Anhänge 
zu den Stufenlehrplänen aufzunehmen sind. 

Da keine Gründe gegeben sind, welche die Umsetzung des Begehrens verunmöglichen würden, 
erfüllt die vorliegende Initiative auch das materielle Prüfkriterium der faktischen Durchführbarkeit. 

Als letztes Kriterium ist die Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht bzw. die Rechtswidrigkeit zu 
prüfen. Sollten die Kantone ihren Verfassungsauftrag zur Harmonisierung der wichtigsten Eckwer-
te im Bildungsbereich nicht nachkommen, kann der Bund gestützt auf Artikel 62 Absatz 4 der Bun-
desverfassung die notwendigen Vorschriften erlassen. Da der Bund bisher kein harmonisierendes 
Schulrecht erlassen hat, sind die Kantone bei der Rechtssetzung im Bereich der obligatorischen 
Volksschule nach wie vor weitestgehend frei. Die Kantone sind demnach frei in der Ausgestaltung 
der Stufenlehrpläne ihrer Volksschule. Im Kanton Basel-Landschaft liegt die Kompetenz zum Er-
lass der Stufenlehrpläne und der Stundentafel für die Volksschule sowie die Sekundarstufe II beim 
Bildungsrat. Die vorliegende Initiative beschneidet diese Kompetenz nicht und verstösst damit we-
der gegen übergeordnetes Bundes- oder kantonales Recht. 

Letztlich ist noch zu prüfen, ob die Initiative mit dem übergeordneten interkantonalen Schulrecht 
vereinbar ist. Die Interkantonale Vereinbarung über die Harmonisierung der obligatorischen Schule 
(Harmos-Konkordat) auferlegt den beteiligten Kantonen keine konkreten inhaltlichen Vorgaben 
hinsichtlich der Ausgestaltung der Lehrpläne. Das hier zu beurteilende Anliegen der Vermittlung 
von bestimmten Lerninhalten auf der Stufe der Volksschule beurteilt der Rechtsdienst des Regie-
rungsrates als vereinbar mit den Vorgaben des HarmoS-Konkordats, so dass der Initiative auch 
kein übergeordnetes interkantonales Recht entgegensteht.  

Abschliessend hält der Rechtsdienst des Regierungsrates fest, dass bei Annahme der vorliegen-
den Volksinitiative durch die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger der Lehrplan 21 bzw. Lehrplan 
Volksschule Basel-Landschaft vor seiner Einführung auf der Sekundarstufe I im Sinne des Volks-
begehrens angepasst oder ergänzt werden müsste.  

 

Die Prüfung der vorliegenden formulierten Gesetzesinitiative wird vom Rechtsdienst des Regie-
rungsrates als rechtsgültig beurteilt. Die Initiative „Ja zu Lehrplänen mit klar definierten Stoffinhal-
ten und Themen“ erfüllt die formalen Kriterien der Einheit der Form und der Materie und verstösst 
weder gegen übergeordnetes Bundes- noch gegen kantonales Recht. Sie stimmt insbesondere 
auch mit der interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der obligatorischen Schule 
überein. 
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4. Antrag 
Gestützt auf das Gutachten des Rechtsdienstes des Regierungsrates beantragt der Regierungsrat 
was folgt: 

 

Die formulierte Gesetzesinitiative „Ja zu Lehrplänen mit klar definierte Stoffinhalten und The-
men“ wird für rechtsgültig erklärt.  

 

 

Liestal, 14. März 2017 

Im Namen des Regierungsrates 

Der Präsident: 

Thomas Weber 

Der Landschreiber: 

Peter Vetter 

 

5. Anhang 
–   Entwurf Landratsbeschluss 

 

6. Beilage 
– Bericht des Rechtsdienstes des Regierungsrates vom 2. Februar 2017: Prüfung der 

Rechtsgültigkeit der formulierten Gesetzesinitiative „Ja zu Lehrplänen mit klar definierten 
Stoffinhalten und Themen“. 
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Landratsbeschluss 

über die Rechtsgültigkeit der formulierten Gesetzesinitiative „Ja zu Lehrplänen mit klar de-
finierten Stoffinhalten und Themen“ 

 

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 

 

1. Die formulierte Gesetzesinitiative „Ja zu Lehrplänen mit klar definierte Stoffinhalten und 
Themen“ wird für rechtsgültig erklärt.  

 

 

Liestal, Datum wird von der LKA eingesetzt! 

Im Namen des Landrates 

Der/die Präsident/in: 

 

Der/die Landschreiber/in: 
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